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Die Kompetenzlage in der Alten- und Pflegebetreuung

Zur Situation nach dem VfGH-Erk vom 16.10.1992, mit dem für Pflegeheime die Zuständigkeit der Länder festgestellt wurde, und der Pflegevereinbarung zwischen Bund und Ländern nach Art 15a B-VG vom 6.5.1993.*

I. Einleitung

( Als Folge der bedauerlichen Vorfälle in Lainz (1989) hat man erkannt, daß das nahezu völlige Fehlen rechtlicher Vorschriften, die Mindeststandards für den Betrieb von Altenwohn- und Pflegeheimen festlegen, einen unhaltbaren Zustand darstellt.
 Als Konsequenz wurde Anfang der 90er Jahre ein Entwurf zu einem Bundes-Pflegeheimgesetz (BKA GZ: 61605/6-VI/C/16/90) erarbeitet, der auf Grund eines Regierungsbeschlusses
 dem VfGH zur Durchführung eines Kompetenzfeststellungsverfahrens gemäß Art 138 Abs 2 B-VG vorgelegt wurde. Die Bundesländer bezogen dazu – mit Ausnahme der Steiermark und Salzburgs
 – geschlossen Stellung und vertraten den Standpunkt, daß die in Art I des vorgelegten Gesetzesentwurfs geregelten Angelegenheiten (Errichtungs- und Betriebsbewilligung, Heimordnung, ärztliche Aufsicht, Dokumentation, Ombudsrat, behördliche Aufsicht etc) in die Zuständigkeit der Landesgesetzgeber fielen. Auch der VfGH ist in seinem Erk vom 16.10. 1992
 zur Ansicht gelangt, daß „die Regelung der Errichtung, der Erhaltung und des Betriebes von Heimen für Personen, die wohl ständiger Pflege, aber bloß fallweiser ärztlicher Betreuung bedürfen (Pflegeheimen), ...gem Art 15 Abs 1 B-VG in die Zuständigkeit der Länder [fällt].“

Daraufhin wurde 1993 eine „Vereinbarung zwischen Bund und Ländern gem Art 15a B-VG über gemeinsame Maßnahmen des Bundes und der Länder für pflegebedürftige Personen ...“ (BGBl 866/93) getroffen, in deren Art 1 Abs 1 sich die Vertragsparteien verpflichteten, „die Vorsorge für pflegebedürftige Personen bundesweit nach gleichen Zielsetzungen zu regeln.“ Noch 1993 wurden die sich aus Art 2 der genannten Vereinbarung ergebenden Verpflichtungen zur Erbringung von Geldleistungen in Form des Bundespflegegeldgesetzes (BGBl 110/93 idF 758/96) und der Pflegegeldgesetze der Länder geregelt.

( Das Bundesland Salzburg erließ bereits 1978 eine Verordnung zum Sozialhilfegesetz, mit der Richtlinien für die Errichtung und den Betrieb von Altenheimen, Pflegeheimen und Pflegestationen festgelegt wurden. 1987 erfuhr diese Regelung eine völlige Neufassung.
 Offensichtlich ist man in Salzburg von vornherein davon ausgegangen, daß es sich dabei um eine Landeskompetenz handelt. Im Anschluß an die Pflegevereinbarung 1993 zwischen Bund und Ländern haben die Steiermark, das Burgenland, Kärnten und Oberösterreich Heimgesetze oder eine Heimverordnung erlassen; Näheres III.2.

( Die Ausbildung des Heimpersonals regeln auf Bundesebene (diplomiertes Personal und Pflegehelfer) das Gesundheits- und Krankenpflegegesetz (BGBl 108/97), das Bundesgesetz über die Regelung des medizinisch-technischen Fachdienstes und der Sanitätshilfsdienste (BGBl 102/61 idF 108/97; die Bezeichnung lautete bis 31.8. 1997 „Krankenpflegegesetz“) und die Pflegehelferverordnung
. Auf Landesebene wurden in Oberösterreich (bereits 1992, also vor der Pflegevereinbarung), der Steiermark, Niederösterreich und Wien eigene Gesetze geschaffen, die nicht ausschließlich die medizinisch-technische Pflege (wie dies bei den Bundesregelungen hauptsächlich der Fall ist), sondern auch die soziale und psychische Betreuung Pflegebedürftiger im Ausbildungsprogramm enthalten (Altenhelfer, Altenfachbetreuer, Heimhilfe; s III.2.).

( In den Bereichen der Alten- und Pflegebetreuung, in denen mangels rechtlicher Grundlagen hoheitliches Handeln nicht möglich ist, agieren die Länder – und teilweise auch die Gemeinden
 – im Rahmen der Privatwirtschaftsverwaltung.

( Da es in diesem Artikel nicht möglich ist, das gesamte Umfeld der Alten- und Pflegebetreuung aus kompetenzrechtlicher Sicht umfassend zu behandeln, beschränke ich mich im wesentlichen auf die Beantwortung folgender Fragen:

( Welchen Bereich umfaßt die Landeskompetenz nach dem Erk des VfGH vom 16.10.1992?

( Welche konkreten Verpflichtungen beinhaltet die Pflegevereinbarung zwischen Bund und Ländern nach Art 15a B-VG? 

Welche Teile davon sind bereits erfüllt bzw wo besteht noch Handlungsbedarf?

( Wie ist die (zivilrechtliche) Regelung des Heimvertrags auf Landesebene kompetenzrechtlich zu beurteilen?

II. Kompetenztatbestand „Pflegeheime“

1. Der Entwurf zu einem Bundes-Pflegeheimgesetz

§ 1 Abs 1 des Entwurfs eines Bundes-Pflegeheimgesetzes
 definiert Pflegeheime als „Einrichtungen zur Aufnahme von chronisch Kranken, vorübergehend oder dauernd pflegebedürftigen und behinderten Menschen, die ständiger Pflege und fallweiser ärztlicher Betreuung bedürfen“. Den Pflegeheimen wurden Bereiche in „Alten-, Pensionisten- und ähnlichen Heimen gleichgestellt, in denen ... Personen ständig oder vorübergehend gepflegt und fallweise ärztlich betreut werden“; § 1 Abs 2. Damit sollten auch die Pflegestationen in Altenwohn- und Pensionistenheimen erfaßt werden,
 die sonst nur eine Hotelierungsleistung (Wohnung, Essen, Aufräumen etc) erbringen, nicht aber die Wohnbereiche dieser Heime. Vom Anwendungsbereich ausgenommen war die Pflege Angehöriger im Familienkreis; § 1 Abs 4. Inhaltlich wurden im wesentlichen medizinische und pflegerische Mindeststandards für die Betreuung pflegebedürftiger Personen in Pflegeheimen festgelegt.
 Geplant war ein Bundes-Pflegeheimgesetz als Rahmengesetz iSd Art 12 B-VG, dessen Grundsätze durch landesgesetzliche Regelungen auszuführen gewesen wären.

2. Das VfGH Erk vom 16.10.1992

Wie erwähnt, hat der VfGH in seinem Erk (FN 4) festgestellt, daß „die Erlassung eines Gesetzes, ....mit dem vom gesundheitlichen Standpunkt aus an Pflegeheime zu stellende Anforderungen getroffen werden, ... gem Art 15 Abs 1 B-VG in die Zuständigkeit der Länder [fällt].“ Dabei wurde in erster Linie eine mögliche Subsumierung unter den – auch von der Bundesregierung herangezogenen – Kompetenztatbestand der „Volkspflegestätten“ gem Art 12 Abs 1 Z 1 B-VG geprüft. Der VfGH hat dies aber mit der Begründung verneint, daß sich nach der Versteinerungstheorie der Kompetenztatbestand „Volkspflegestätten“ darauf beschränkt, dafür Vorsorge zu treffen, „daß entsprechende Liegenschaften (insbesondere geeignete Gebäude) zur Verfügung stehen, um sozialen Zwecken verschiedener Art dienende öffentliche Einrichtungen (... Gesundheitspflege, Behindertenbetreuung ...) schaffen zu können.“ Inhaltliche Vorschriften über gesundheitliche Belange seien davon nicht erfaßt. 

Auch eine Subsumtion von Pflegeheimen unter den Kompetenztatbestand der „Heil- und Pflegeanstalten“ wurde abgelehnt, da es sich iSd Krankenanstaltengesetzes 1920 dabei primär um Einrichtungen zur (ärztlichen) Behandlung kranker Personen handle. Demnach handelt es sich um eine Krankenanstalt, wenn die Notwendigkeit der ärztlichen Betreuung im Vordergrund steht und um ein Pflegeheim, wenn der (nicht-ärztlichen) Pflege die vorrangige Bedeutung zukommt. Mit dieser Begründung hat der VfGH zwischen der Verwendung des Begriffes „chronisch Kranker“ im Entwurf für ein Bundes-Pflegeheimgesetz (§ 1 Abs 1) und im Bundes-KAG (§ 2 Abs 1 Z 4) differenziert. Berücksichtigt man allerdings die derzeitige Entwicklung im Bereich der Pflegeheime – dort leben fast ausschließlich schwer Kranke und Pflegebedürftige, die zu einem beträchtlichen Teil von rein medizinisch-technisch ausgebildetem Personal (Diplomkrankenschwestern, Diplompflegern, Pflegehelfern), bei häufiger Anwesenheit eines Arztes, betreut werden –, so überzeugt die vorgenommene Abgrenzung nicht und kann in Einzelfällen Schwierigkeiten bereiten.

Bei der Überprüfung, ob es sich nicht zumindest teilweise um „Angelegenheiten des Gesundheitswesens“ handle, kam der VfGH zum Ergebnis, daß der Gesetzesentwurf keine Maßnahmen zur Abwehr von Gefahren für die Volksgesundheit vorsehe und daher eine darauf gründende Bundeskompetenz nicht in Betracht zu ziehen sei.

Weiters wurde vom VfGH der Kompetenztatbestand „Angelegenheiten des Gewerbes“ geprüft, der mit der Begründung ausgeschieden wurde, daß die zum Versteinerungszeitpunkt (1.10.1925) geltende Gewerbeordnung 1859 nur gewinnorientierte Beschäftigungen erfaßte, die damaligen Altersheime und Armenhäuser etc aber gemeinnützig betrieben wurden. Allenfalls auf Gewinn gerichtete, Pflegeheimen vergleichbare Anstalten fielen unter den Tatbestand „Heilanstalten jeder Art mit Inbegriff der Gebär- und der Irrenbewohn-, Bade- und Trinkkuranstalten, ...“ , die gem Art V lit g des (Kundmachungs-)Patentes explizit von der Anwendung der Gewerbeordnung 1859 ausgenommen waren.

Im Ergebnis ist dem VfGH-Erk zu folgen. Unklarheiten bleiben in Einzelfällen bei der Abgrenzung zwischen Pflegeheimen und Krankenanstalten, was auch darauf zurückzuführen ist, daß der Begriff „ärztliche Betreuung“ nicht näher definiert wird.
 

3. Altenwohnheime

Fraglich ist, ob „reine“ Wohnheime für alte Menschen, die also ausschließlich eine Hotelleistung (Unterkunft, Essen, Aufräumen etc) erbringen, Pflegeheime sind. Der VfGH interpretierte den Begriff „Pflegeheime“ iSd § 1 Abs 1 des Entwurfs des Bundes-Pflegeheimgesetzes als „Einrichtungen zur Aufnahme von Menschen, die ständiger Pflege und fallweiser ärztlicher Betreuung bedürfen“, wobei er drei Gruppen von Heimbewohnern unterscheidet: (1) Chronisch Kranke, (2) Vorübergehend oder dauernd pflegebedürftige Menschen und (3) Behinderte. Entscheidend ist, daß sie während der Zeit ihres Heimaufenthalts „einer permanenten (und allenfalls sachkundigen) Pflege bedürfen“. Danach fallen Altenwohnheime nicht unter den Begriff „Pflegeheime“, da die dort lebenden Bewohner keiner der oben genannten Kategorien zuzuordnen sind. Auch die EB zu § 1 des Entw zum Pflegeheimgesetz lassen (für den „reinen“ Wohnbereich) keinen anderen Schluß zu, wenn es dort heißt: „Häufig erfolgt eine Pflege ... in Einrichtungen, deren primäre Aufgabe nicht die Erbringung solcher Pflegeleistungen ist, sondern die zB als Pensionistenheim bloß betagten Mitmenschen als Wohnung mit Versorgungsleistungen (wie Kochen und Aufräumen) dienen, in denen aber für Heimbewohner, die in einen pflegebedürftigen Zustand geraten, in einem eigenen Bereich Pflegeleistungen erbracht werden („Bettenstation“). Da diese Bereiche (Pflegestationen) den ... umschriebenen Pflegeheimen gleichgestellt sind, werden auch sie ... dem Anwendungsbereich des Gesetzes unterstellt.“ Demnach sollten nur Pflegebereiche von Wohnheimen, nicht aber Wohnheime insgesamt in den Anwendungsbereich eines Bundes-Pflegeheimgesetzes fallen. Pflegeheime müssen also im Vergleich zu Wohnheimen neben der Hotelierungsleistung zusätzlich eine Gesundheitsbetreuung iwS erbringen, wozu etwa auch Körperpflege uä zu zählen ist.

Zu prüfen ist nun, ob die Angelegenheiten der Altenwohnheime ebenso wie die der Pflegeheime in die ausschließliche Zuständigkeit der Länder fallen, wobei als mögliche Grundlage für eine Bundeskompetenz nur der Kompetenztatbestand „Angelegenheiten des Gewerbes“ gem Art 10 Abs 1 Z 8 B-VG in Betracht zu ziehen ist.
 Soweit es sich um gemeinnützige (Alten)Heime handelt, ist eine Bundeskompetenz zu verneinen, da die Gewerbeordnung 1859 – wie erwähnt – eine Gewinnorientierung vorausgesetzt hat. Gewinnorientierte Altenwohnheime (Seniorenresidenzen, Wohnstifte), die ausschließlich gastwirtschaftliche Leistungen (Beherbergung, Essen, Aufräumen) erbringen, unterscheiden sich von einem Hotel nur dadurch, daß die Bewohner betagt sind und über einen längeren Zeitraum dort wohnen. Es handelt sich daher wohl um Gastbetriebe, die der Gewerbeordnung unterliegen und einer Gastgewerbeberechtigung
 bedürfen.
 IdR wird in Heimen und Seniorenresidenzen aber zumindest Teilpflege angeboten, zumal die Nachfrage nach Wohnplätzen ab- und die nach Pflegeplätzen zunimmt, sodaß eine Anwendung der Gewerbeordnung nur in Einzelfällen in Frage kommt.

III. Die Pflegevereinbarung zwischen Bund und Ländern (1993)

1. Allgemeines

Nachdem im oben erwähnten VfGH-Erk für Pflegeheime die Kompetenz der Länder festgestellt wurde, mündeten die Bestrebungen, „die Vorsorge für pflegebedürftige Personen bundesweit nach gleichen Zielsetzungen und Grundsätzen zu regeln“, in die „Vereinbarung zwischen dem Bund und den Ländern gem Art 15a B-VG über gemeinsame Maßnahmen des Bundes und der Länder für pflegebedürftige Personen ...“ (BGBl 866/93). Damit sollen österreichweit Mindeststandards für Geld- und Sachleistungen sichergestellt werden.
 Noch 1993 wurden das Bundespflegegeldgesetz (BGBl 110/93 idF 758/96) und die Landes-Pflegegeldgesetze (FN 5) erlassen, womit die sich aus der Pflegevereinbarung ergebenden Verpflichtungen zur Schaffung eines Geldleistungssystems im wesentlichen erfüllt wurden.
 Die Länder verpflichteten sich in dieser Vereinbarung aber auch, für einen Mindeststandard an ambulanten, teilstationären und stationären Diensten zu sorgen,
 soziale Dienste dezentral und flächendeckend anzubieten (Art 4 Pflegevereinbarung) und bis zum 1.1.1997 Bedarfs- und Entwicklungspläne zu erstellen.
 Bund und Länder kamen überein, Aus- und Weiterbildungsmöglichkeiten für das Betreuungs- und Pflegepersonal zu sichern sowie die „in ihre Kompetenzbereiche fallenden gesetzlichen Regelungen, die zur Durchführung dieser Vereinbarung erforderlich sind, zu treffen“ (Art 15 Pflegevereinbarung). Dem Bund (allein) wurde auferlegt, eine sozialversicherungsrechtliche Absicherung der pflegenden Personen zu ermöglichen,
 was bisher aber noch nicht erfolgt ist.

Die Pflegevereinbarung regelt nicht nur den Bereich der Pflegeheime, sondern die gesamte Pflegevorsorge im stationären und ambulanten Bereich. Sie deckt insofern einen deutlich weiteren Kompetenzbereich ab, als er im VfGH-Erk, das ausschließlich für Pflegeheime die Landeskompetenz festgestellt hat, beschrieben wurde. Die Pflegevereinbarung führt in Anlage A neben Pflegeheimen auch Altenheime und Wohngemeinschaften an.
 Daraus kann aber nicht geschlossen werden, daß eine Zuständigkeit der Länder für alle Wohnformen alter Menschen besteht, vielmehr muß man die Bestimmungen der Anlage A als Konkretisierung des Art 3 der Pflegevereinbarung (Sachleistungen) verstehen, wo ausdrücklich von Mindeststandards für „pflegebedürftige“ Personen gesprochen wird. Eine verfassungskonforme Interpretation läßt kein anderes Ergebnis zu, da eine Kompetenzverschiebung vom Bund zu den Ländern mittels der Pflegevereinbarung nicht in Betracht kommt.
 Auch die EB zur RV
 schließen dies dezidiert aus. Folglich liegt die Kompetenz für Wohnformen alter Menschen, sofern diese nicht im Sinne des VfGH-Erk pflegebedürftig sind, beim Bund (s II.3.).

2. Bisherige Länderaktivitäten

Die Bundesländer haben aus den an und für sich sehr umfangreichen, aber kaum konkretisierten Verpflichtungen, die in der Pflegevereinbarung normiert wurden, sehr unterschiedliche Konsequenzen gezogen.
 Bisher wurden – abgesehen von den Pflegegeldgesetzen – folgende rechtliche Regelungen getroffen:

· Steiermark: Pflegeheimgesetz (LGBl 108/94) mit Personalschlüsselverordnung (LGBl 48/95); Alten-, Familien- und Heimhilfegesetz (LGBl 6/96);

· Burgenland: Altenwohn- und Pflegeheimgesetz (LGBl 61/96);

· Oberösterreich: Alten- und Pflegeheimverordnung (zum Sozialhilfegesetz; LGBl 29/96) und Altenbetreuungs-Ausbildungsgesetz (LGBl 59/92 idF 114/95);

· Kärnten: Heimgesetz (LGBl 7/96);

· Niederösterreich: Alten-, Familien- und Heimhelfergesetz 1996 (LGBl 9230-0);

· Wien: Heimhilfegesetz (WHHG, LGBl 23/97)
 (Personalausbildung); ein Heimgesetz ist in Planung;

· Salzburg: Ein Heimgesetz ist in Planung; vorerst gelten noch die Richtlinien für Altenheime, Pflegeheime und Pflegestationen (Verordnung zum Sozialhilfegesetz, FN 6) von 1987;

· Tirol und Vorarlberg: Ein gemeinsamer Entwurf für ein Heimgesetz (1993) wurde politisch nicht umgesetzt;

Die meisten Bundesländer haben in den letzten Monaten die Bedarfs- und Entwicklungspläne fertiggestellt und veröffentlicht, nur in Wien, im Burgenland und in Kärnten werden die Entwürfe noch in den politischen Gremien diskutiert und teilweise überarbeitet. Auch dort ist in nächster Zeit mit einer Veröffentlichung zu rechnen. Nach der Pflegevereinbarung hätten die Pläne bereits zum 1.1.1997 vorliegen müssen.
 Einzig Oberösterreich hat diesen Termin eingehalten und insofern die Pflegevereinbarung auch zeitgerecht erfüllt. 

3. Noch „offene“ Verpflichtungen aus der Pflegevereinbarung 1993

Weitere Vorgaben, denen bisher (zumindest teilweise) noch nicht entsprochen wurde – für die aber auch kein Erfüllungszeitpunkt festgelegt ist – sind:

a) Dezentrales, flächendeckendes Angebot an sozialen Diensten;
 Koordination, Information und Beratung (Art 4). Während in Westösterreich diese Bestimmung im wesentlichen erfüllt sein dürfte, besteht für die ambulante Versorgung insbesondere in ländlichen Teilen Ost- und Mittelösterreichs noch beträchtlicher Nachholbedarf.

b) Sozialversicherungsrechtliche Absicherung pflegender Personen durch den Bund ; Art 7.

c) Aus- und Weiterbildungsmöglichkeiten für das Personal; Art 13.
 – Die Bundesländer Oberösterreich, Steiermark, Niederösterreich und Wien haben zwar Landesgesetze geschaffen, ob damit aber der Bestimmung vollauf entsprochen wird, ist zu bezweifeln, zumal verschiedene Berufsbilder geschaffen werden (zB: in OÖ: AltenbetreuerIn und AltenfachbetreuerIn; in NÖ: AltenhelferIn, FamilienhelferIn und HeimhelferIn etc) und die Durchlässigkeitsbestimmungen restriktiv ausgeführt sind.
 Der Wortlaut des Art 13 („Die Vertragsparteien kommen überein, daß ... Aus- und Weiterbildungsmöglichkeiten ... für das Personal gefördert und sichergestellt werden“) deutet nicht darauf hin, daß die Bundesländer unabhängig voneinander neun verschiedene Gesetze schaffen sollten, sondern läßt erkennen, daß zumindest an einheitliche, abgestimmte Landesregelungen gedacht war.

d) Qualitätskriterien im stationären Bereich (Anlage A 2.2); – In diesem Abschnitt wird ua vorgeschrieben, daß die Länder Regelungen für die Aufsicht von Alten- und Pflegeheimen zu erlassen haben, die insbesondere auch den rechtlichen Schutz der Heimbewohner gewährleisten. Weiters sind die freie Arztwahl, das jederzeitige Besuchsrecht sowie fachlich qualifiziertes und Hilfspersonal in ausreichender Anzahl sicherzustellen. Jene Bundesländer, die ein Heimgesetz (Burgenland, Steiermark, Kärnten) oder eine Heimverordnung (Oberösterreich) erlassen haben, regeln darin die meisten hier angeführten Punkte:
 Zum rechtlichen Schutz der Heimbewohner sind Bewohnerrechte (insb Bewohnervertretungen und in der Steiermark eine Heimbewohneranwaltschaft) und Kündigungsbeschränkungen, die teilweise in einen (schriftlichen) Heimvertrag aufzunehmen sind, vorgesehen. Personelle Vorgaben (nicht die Ausbildung betreffend) werden in der Steiermark durch eine eigene Personalschlüsselverordnung und in Oberösterreich in der Alten- und PflegeheimVO (§ 16 Abs 3) getroffen. Vorarlberg, Tirol, Salzburg, Niederösterreich und Wien haben diesen Abschnitt der Pflegevereinbarung noch nicht erfüllt.

e) Vereinbarung der Länder gem Art 15a B-VG, um bei Wohnsitzwechsel anspruchsberechtigter Personen zwischen den Ländern Unterbrechungen bei der Auszahlung des Pflegegeldes zu vermeiden; Art 2 Abs 6. Faktisch wird diese Vereinbarung durch die Pflegegeldgesetze der Länder ersetzt (zB: § 7 TPGG und § 8 WPGG);

IV. Zur Regelung des Heimvertrags auf Landesebene

1. Zivilrechtliche Bestimmungen in den Landesregelungen

Alle Bundesländer, die ein Heimgesetz oder eine Heimverordnung erlassen haben, regeln darin auch – mehr oder weniger minutiös – den Heimvertrag, also das (privatrechtliche) Verhältnis zwischen Heimträger und Heimbewohnern.
 Einerseits wird der Abschluß eines schriftlichen Vertrages vorgeschrieben (nicht in der Steiermark;
 im Burgenland nur bei Selbstzahlern), andererseits werden auch genaue Vertragsinhalte (Kündigungsgründe und 
–beschränkungen; Bewohnerrechte etc) festgelegt. 

Während es sich noch nicht um die Regelung zivilrechtlicher Inhalte durch den Landesgesetzgeber handelt, wenn dieser vorschreibt, daß ein (schriftlicher) Vertrag abzuschließen ist oder daß über bestimmte Bereiche vertragliche Vereinbarungen zu treffen sind,
 ist die zwingende inhaltliche Regelung von „Rechtsbeziehungen der Bürger untereinander“ eine Angelegenheit des Privatrechts. Klassische Aufgabe des Zivilrechts ist die Regelung des Erwerbs, des Verlustes und des Inhalts von Privatrechten.
 Zur Abgrenzung von Zivilrecht und öffentlichem Recht hat der VfGH einen „strukturellen Zivilrechtsbegriff“ entwickelt, der aber auch einer Betrachtung im Lichte der Versteinerungstheorie bedarf.
 In diesem Sinne sind mE zumindest folgende landesrechtliche Bestimmungen in den Heimgesetzen oder der Heimverordnung als zivilrechtlich zu qualifizieren (relativ zwingender Inhalt in Heimstatut oder Heimvertrag): Kündigungsbestimmungen
, Bewohnerrechte
 und vereinzelte andere Bestimmungen (wie zB: Die Vorschreibung einer Kaution ist unzulässig, die Heimordnung ist für beide Vertragspartner verbindlich etc).
 Dabei handelt es sich zweifellos um inhaltliche Regelungen der Rechtsbeziehung zwischen Heimträger und Heimbewohnern und daher um zivilrechtliche Bestimmungen.

Anderer Ansicht ist Pfeil (FN 5, 250 ff) in Bezug auf Rechte der Heimbewohner. Seiner Ansicht nach handelt es sich dabei ebenfalls um verwaltungsrechtliche Bestimmungen, weil Adressat der Heimträger sei, für den sich die Rechte der Heimbewohner als Verpflichtungen darstellten. Auch könnten die Bewohnerrechte „nicht oder nur ausnahmsweise im Sinne individueller, gegebenenfalls einklagbarer Ansprüche ... gesehen werden“. Dem ist entgegenzuhalten, daß Formulierungen wie die Heimbewohner haben [jedenfalls] das Recht
 bzw Rechte der Bewohner sind als Vertragsinhalt vorzusehen
 nicht darauf hindeuten, daß der Gesetzgeber den Heimträger als ausschließlichen Adressaten betrachten wollte. Vielmehr wird die gleichwertige Rechtsstellung der Heimbewohner betont. Daß es sich bei den Bewohnerrechten um privatrechtliche Ansprüche handelt, ist allerdings nur aus der Kärntner Regelung klar ersichtlich, wonach ein Katalog von (Mindest)Rechten in den Heimvertrag aufzunehmen ist. Der Vertragsschluß führt hier unmittelbar zu individueller Einklagbarkeit dieser Rechte. Aber auch die Bewohnerrechte in der burgenländischen und steirischen Regelung sind als privatrechtliche Bestimmungen zu qualifizieren; einerseits weil es sich um inhaltliche Regelungen von „Rechtsbeziehungen der Bürger [Heimträger und Heimbewohner] untereinander“ handelt (s IV.1), andererseits weil auch die jeweilige Gesetzessystematik
 sie unmittelbar mit dem Heimvertrag in Verbindung bringt.
 Zusätzlich liegt diese Interpretation auch im Interesse eines adäquaten Rechtsschutzbedürfnisses der Heimbewohner, zumal der Zivilrechtsweg eine wesentlich effektivere Durchsetzung von Ansprüchen ermöglicht als behördliche Aufsicht.

2. Zivilrechtskompetenz nach Art 15 Abs 9 B-VG

Gemäß Art 15 Abs 9 B-VG sind die Länder „im Bereich ihrer Gesetzgebung befugt, die zur Regelung des Gegenstandes erforderlichen Bestimmungen auch auf dem Gebiet des Straf- und Zivilrechtes zu treffen.“ Voraussetzung dafür ist aber eine unerläßliche Verbindung
 mit der Landeskompetenz oder nach der neueren Rspr des VfGH ein rechtstechnischer Zusammenhang
 mit der im Landesgesetz getroffenen verwaltungsrechtlichen Regelung. Bei den oben angeführten zivilrechtlichen Landesregelungen wird man davon ausgehen können, daß das erste Kriterium (Ergänzungsregelung zur landesgesetzlichen Hauptregelung; FN 53) erfüllt ist. Daß es sich dabei aber um zivilrechtliche Spezialregelungen handelt, die selbständig gar nicht vollziehbar wären (2. Kriterium) sowie daß die Länder ohne diese zivilrechtlichen Regelungen die ihnen in der Hauptmaterie eingeräumte Zuständigkeit nicht erfüllen könnten (3. Kriterium), ist zu bezweifeln. Zentraler Inhalt der landesrechtlichen Regelungen ist die Errichtung, die Erhaltung und der Betrieb von Pflegeheimen. Die zivilrechtlichen Bestimmungen der Landes-Heimgesetze und –verordnung würden auch selbständig, als Ergänzung des allgemeinen Zivilrechts, ihren Zweck (Schutz des Heimbewohners) erfüllen und wären auch unabhängig von landesrechtlichen Regelungen vollziehbar. Zweifellos fördern diese Bestimmungen den Zweck der landesrechtlichen (Haupt)Regelung, das begründet aber noch keine Zuständigkeit des Landesgesetzgebers iSd Art 15 Abs 9 B-VG.

Die landesrechtlichen Kündigungsbeschränkungen stellen aber schon deswegen keine „erforderliche zivilrechtliche Ergänzungsregelung“ dar,
 weil man auf Grund einer gesetzeskonformen Interpretation der Bestimmungen des ABGB ebenfalls zum Ergebnis kommt, daß Heimträgern nur eine außerordentliche Kündigung aus wichtigem Grund offensteht. Da es sich bei Heimverträgen in der Regel um unbefristete Verträge handelt, sind für ihre Beendigung die von Rechtsprechung und Lehre entwickelten Grundsätze zur ordentlichen und außerordentlichen Kündigung von Dauerschuldverhältnissen anzuwenden.
 Dabei müssen allerdings die Besonderheiten des Heimträger-Heimbewohner-Verhältnisses beachtet werden. Die Heimbewohner unterliegen als alte, oft kränkliche Menschen einem besonderen (Bestand–)Schutzbedürfnis. Die vertragliche Vereinbarungsmöglichkeit von Kündigungsklauseln – insbesondere auch was einen wichtigen Grund darstellt – ist ebenfalls einzuschränken.
 Es ist dabei immer auf den Einzelfall abzustellen und insbesondere die Zumutbarkeit für den Heimbewohner und dessen Mitbewohner abzuwägen.

Beim Abschluß eines Heimvertrages wird der Heimbewohner (in praxi oft seine Angehörigen oder ein Sachwalter) üblicherweise von der Überlegung ausgehen, daß er bis an sein Lebensende, oder doch solange er will, im Heim bleiben kann. Das führt zwar nicht unbedingt zu einem Vertrag auf Lebenszeit, zeigt aber auf, daß die Dauerhaftigkeit des Heimvertrages beim Vertragsschluß einen wesentlichen Gesichtspunkt darstellt. Insofern erscheint es gerechtfertigt – wenn man das beträchtliche Schutzbedürfnis des Heimbewohners miteinbezieht –, den Kündigungsschutz des MRG analog auf Heimverträge anzuwenden, was zur Folge hat, daß auf Seite des Heimträgers die ordentliche Kündigung gänzlich unzulässig ist.
 Auch mit der verbleibenden Möglichkeit der Kündigung aus wichtigem Grund erscheinen die Interessen des Heimträgers hinreichend gewahrt. Daraus ergibt sich, daß es sich bei den landesrechtlichen Kündigungsbeschränkungen nur um eine nicht taxative Aufzählung von Kündigungsgründen handelt, keinesfalls aber um „erforderliche“ Bestimmungen iSd Art 15 Abs 9 B-VG.

V. Schlußbemerkungen

Zusammenfassend ist festzustellen, daß die Kompetenz für pflegebedürftige Personen grundsätzlich bei den Ländern liegt. Bundessache sind reine Wohnheime sowie die Regelung des zivilrechtlichen Verhältnisses zwischen Heimträger und Heimbewohnern. 

Für alle Bereiche ist festzuhalten, daß bundesweite Regelungen „nach gleichen Zielsetzungen und Grundsätzen“ (Art 1 Abs 1 Pflegevereinbarung) zu treffen sind, sodaß die Bundesländer aufgerufen sind, die Landesregelungen aufeinander abzustimmen, um einheitliche Mindeststandards und grundsätzliche Rechtseinheit österreichweit zu gewährleisten.

Nachdem nun für den Großteil der Bundesländer eine rechtliche und faktische Bestandsaufnahme für den Bereich der Alten- und Pflegebetreuung in Form der Bedarfs- und Entwicklungspläne vorliegt sowie einige Mängel bei der Pflegevereinbarung (vielfach rein programmatische Bestimmungen) und auch bei den landesrechtlichen Regelungen zu Tage getreten sind, wäre der Zeitpunkt günstig, konkrete bundesweite Vorgaben zu schaffen, die die neuen Erkenntnisse berücksichtigen und die alten Mängel beseitigen.
 Am naheliegendsten wäre eine Initiative durch den Arbeitskreis für Pflegevorsorge (s FN 19), dessen Aufgabe es ja ua ist, „Empfehlungen auszuarbeiten ..., die für das Pflegeleistungssystem von gesamtösterreichischer Bedeutung sind oder gemeinsamer Regelung bedürfen“ (Art 12 Abs 2 Pflegevereinbarung). In der Folge sollte die Pflegevereinbarung zwischen Bund und Ländern überarbeitet werden, um dort umfassende inhaltliche Vorgaben für landesrechtliche Bestimmungen zu determinieren. Damit könnte die Funktion der Rahmengesetzgebung, die eine bundesweite Rechtseinheitlichkeit garantiert, mit der Berücksichtigung der Länderinteressen verbunden werden, da eine Einigung zwischen Bund und Ländern Voraussetzung wäre.

Das Vertragsverhältnis zwischen Heimträger und Heimbewohner wäre sinnvollerweise umfassend im KSchG zu regeln.

Abschließend ist festzustellen, daß seit den Vorfällen von Lainz die rechtliche Situation in der Alten- und Pflegebetreuung grundsätzlich verbessert wurde,
 daß aber einige Bundesländer der Entwicklung hinterherhinken und einige Bereiche noch gar nicht (zB Rechtsdurchsetzung, Schlichtungsstelle etc) sowie andere nur unbefriedigend geregelt wurden.

* Seit Jänner 1997 führen Prof. Barta und der Autor ein Projekt des Fonds zur Förderung der wissenschaftlichen Forschung über die rechtlichen Rahmenbedingungen in der Alten- und Pflegebetreuung in Österreich durch. In erster Linie erfolgt eine Bestandsaufnahme der österreichischen Rechtslage auf diesem Gebiet, die in der Folge mit der Situation in Deutschland, der Schweiz und Dänemark verglichen wird. Ziel ist es, sachgerechte Vorschläge für eine Verbesserung und Weiterentwicklung zu erarbeiten. In diesem Zusammenhang ist bereits erschienen: Ganner/Barta, Betreuung und Wohnen im Alter; JRP 2/97, 81.


� Die Expertenkommission zur Erstellung des sog „Lainz-Berichts“ hat festgestellt, daß für Altenwohn- und Pflegeheime, sofern sie nicht unter den Begriff „Krankenanstalten“ zu subsumieren sind, keine gesundheitsrechtlichen Vorschriften bestehen, die medizinische Standards festlegen; EB zum Entwurf für ein Bundes-Pflegeheimgesetz, Bundeskanzleramt, Sektion VI 1.


Eine Ausnahme stellt dazu das Bundesland Salzburg dar, das bereits 1978 Regelungen für diesen Bereich erlassen hat (s. I.). In Deutschland (BRD) wurde diese Materie bereits im Heimgesetz vom 7.8.1974, BGBl. I S. 1873, geregelt, das 1990 (23.4.1990, BGBl. I S.763) eine umfassende Novellierung erfuhr und zuletzt durch das PflegeVG vom 26.5.1994 (BGBl. I S. 1014) geändert wurde; vgl Kunz/Ruf/Wiedemann, Heimgesetz7 (1995) und Dahlem/Giese/Igl/Klie, Das Heimgesetz (Loseblattsammlung seit 1974).


� Beschluß der Bundesregierung vom 9. Juli 1991, 27. Sess, B-Zahl: 351.235/9-I/6/91.


� Für die Salzburger Landesregierung wurde eine – vom Landesamtsdirektor gezeichnete – Äußerung eingebracht, der aber der kollegiale Beschluß der Landesregierung fehlte, sodaß sie im Verfahren nicht zu berücksichtigen war.


� VfSlg 13.237; GZ K II-2/91-53.


� Vorarlberger Pflegegeldgesetz (PGG), LGBl 38/93 idF 3/97; Tiroler PGG, LGBl 8/97, Salzburger PGG, LGBl 99/93 idF 75/96; Kärntner PGG, LGBl 76/93 idF 16/96; Steirisches PGG, LGBl 80/93 idF 81/96; Oberösterreichisches PGG, LGBl 64/93 idF 93/96; Niederösterreichisches PGG, LGBl 9220-2 (1996); Burgenländisches PGG, LGBl 58/93 idF 9/97; Wiener PGG, LGBl 42/93 idF 47/96. Erwähnenswert ist dabei, daß die Pflege-Vereinbarung zwischen Bund und Ländern, die erst am 1.1.1994 in Kraft getreten ist, die Bundesländer in Art 2 Abs 2 dazu verpflichtet hat, ihre Pflegegeldgesetze mit spätestens 1.7.1993 in Kraft zu setzen. Dieser Verpflichtung sind alle Bundesländer zeitgerecht nachgekommen. 


Auf das Pflegegeld wird hier in der Folge nicht näher eingegangen; dazu grundlegend Pfeil, Neuregelung der Pflegevorsorge in Österreich (1994).


� Richtlinien für die Errichtung und den Betrieb von Altenheimen, Pflegeheimen und Pflegestationen, Verordnung zum Salzburger Sozialhilfegesetz, LGBl 74/87.


� Verordnung des Bundesministers für Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz betreffend die Ausbildung und Prüfung zum Pflegehelfer (Pflegehelferverordnung – PflHV), Verordnung zum Gesundheits- und Krankenpflegegesetz, BGBl 175/91.


� Beispielsweise wurden in Tirol die Agenden alter Menschen den Gemeinden übertragen; vgl § 5 Abs 11 Tiroler SozialhilfeG, wonach „die Gewährung der Hilfe für alte Personen ... den Gemeinden als Träger[n] von Privatrechten“ obliegt.


� Insb wird hier der gesamte Bereich der Geldleistungen (Bundes- und Landespflegegeldgesetze sowie Sozialhilfegesetze der Länder) ausgeklammert; dazu Pfeil (FN � FUSSENDNOTEREF _Ref392385897 \h ��5�).


� BKA GZ: 61605/6-VI/C/16/90; In der Folge werden Bestimmungen des Entwurfs zum Bundes-Pflegeheimgesetz ohne gesetzliche Bezeichnung angeführt.


� EB zum Entw für ein Bundes-Pflegeheimgesetz (FN� FUSSENDNOTEREF _Ref392385642 \h � \* FORMATVERBINDEN �1�) 8.


� Für die Errichtung und den Betrieb von Pflegeheimen wurde eine Bewilligung durch die Landesregierung vorgeschrieben; §§ 2 bis 6. Zur Regelung des inneren Betriebs (Dienstordnung, Grundzüge der Verwaltung und der Betriebsform) war eine – durch die Landesregierung genehmigungspflichtige – Heimordnung vorgesehen, deren Inhalt durch Landesvorschriften näher zu regeln gewesen wäre; §§ 7 und 8. Darin wären auch grundlegende Bewohnerrechte (Selbständigkeit und Würde, umfassende Besuchsmöglichkeiten, Recht auf psychologische oder seelsorgerische Betreuung) sowie das Recht des Personals auf Supervision zu verankern gewesen. Gem den §§ 9 bis 13 hätte jedes Pflegeheim unter der Aufsicht eines fachlich geeigneten Arztes stehen müssen, der jede pflegebedürftige Person bei der Aufnahme untersuchen und den Gesundheitszustand mindestens einmal wöchentlich (!) kontrollieren hätte müssen. Für jede pflegebedürftige Person war eine ärztliche und eine Pflegedokumentation vorgeschrieben; §§ 14 und 15. Zur Wahrung der Bewohnerinteressen hätte in jedem Pflegeheim ein Ombudsrat (bestehend aus einem Vertreter der BezVBeh, Personalvertreter, je einem Angehörigen- und Bewohnervertreter, einem psychologisch oder seelsorgerischen Fachmann sowie einem Heimträgervertreter) eingerichtet werden müssen, dessen Hauptaufgabe die Überprüfung von Beschwerden gewesen wäre; §§ 18 und 19. Weiters war für das Personal eine Verschwiegenheitspflicht (§ 20) und ein Geschenkannahmeverbot (Art II) vorgesehen.


� In den Pflegeheimen der Stadt Salzburg beispielsweise betreuen angestellte Ärzte die Pflegebedürftigen rund um die Uhr, und in Vorarlberg unterliegen Pflegeheime (Chronischkrankenstationen) dem Landes-KAG.


� Verwiesen wird dabei auf Praunegger, Das österreichische Gewerberecht 64 (1924), wo es heißt: „Für Heilanstalten jeder Art,  ..., hat die Erwerbung einer Gast- und Schankgewerbekonzession sicher dann zu entfallen, wenn sie sich auf die Beherbergung und Verpflegung der in der Anstaltsbehandlung befindlichen Kranken beschränken.“


� Sind darunter auch alle Tätigkeiten des Pflegepersonals unter Anleitung eines Arztes zu verstehen, was mE anzunehmen ist, so sind sehr viele Pflegetätigkeiten im Heim als ärztliche Betreuung zu qualifizieren.


� Der Kompetenztatbestand „Volkspflegestätten“ ist mit der gleichen Begründung, die auch für Pflegeheime zutrifft, auszuscheiden; s oben. Der gesundheitliche Aspekt, wie er für Heil- und Pflegeanstalten gefordert ist, ist auf jeden Fall weniger gegeben als bei Pflegeheimen, sodaß auch dieser Tatbestand außer acht gelassen werden kann. 


� Es handelt sich dabei gem § 124 iVm § 142 GewO (BGBl 194/94 idF 598/96) um ein nicht bewilligungspflichtiges gebundenes Gewerbe.


� Zum Versteinerungszeitpunkt wurden Altersheime und Armenhäuser (nahezu) ausschließlich gemeinnützig betrieben, wobei immer der soziale Aspekt im Vordergrund stand. Ein Vergleich dieser Einrichtungen mit heutigen (teilweise sehr luxuriösen) Seniorenresidenzen, bei denen es sich mE eher um einen Zweig des Hotelgewerbes handelt, ist daher nur beschränkt zulässig. 


� Gemäß Art 12 Pflegevereinbarung wurde ein Arbeitskreis für Pflegevorsorge eingerichtet, der aus drei Vertretern des Bundes, neun der Länder, einem Vertreter des Hauptverbandes der Österreichischen Sozialversicherungsträger, je einem der Bundeskammer für Arbeiter und Angestellte sowie der Wirtschaftskammer Österreichs, einem des Gewerkschaftsbundes, einem der Industriellenvereinigung sowie einem Vertreter der Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern Österreichs besteht. Aufgabe des Arbeitskreises ist es, Empfehlungen und Vorschläge über gemeinsame Ziele und Grundsätze sowie die Weiterentwicklung von Mindeststandards abzugeben und Erfahrungen auszutauschen, die von gesamtösterreichischer Bedeutung sind oder gemeinsamer Regelungen bedürfen; vgl den Bericht des Arbeitskreises für Pflegevorsorge (1.1.1993 bis 30.6.1994), BMAGS.


� Im Zusammenhang mit der Einführung der Pflegegeldgesetze wurden Änderungen verschiedener (geldleistungsbezogener) Bestimmungen nötig (zB im Sozialhilferecht, Blindenbeihilfengesetze, Behindertengesetze etc); vgl Pfeil (FN � FUSSENDNOTEREF _Ref392385897 \h � \* FORMATVERBINDEN �5�) 144 f.


� Art 3 Pflegevereinbarung; in der Anlage A zur Pflegevereinbarung legen ein Leistungskatalog und Qualitätskriterien einen jedenfalls zu erfüllenden Mindeststandard fest, wobei der Leistungskatalog nur beispielsweise einzelne Leistungen anführt (zB Hauskrankenpflege, therapeutische Dienste etc) und mangels Konkretisierung (beispielsweise werden ganz allgemein Beratungsdienste vorgeschrieben) kaum Bedeutung erlangt hat. Qualitätskriterien werden sowohl für den offenen Bereich als auch für Heime festgelegt, wobei auch hier sehr allgemein gehaltene Vorschriften dominieren (zB Leistungen müssen ganzheitlich erbracht werden, existentielle Betreuungsdienste sind bei Bedarf auch an Sonn- und Feiertagen zu erbringen; Heime sind nach dem Kriterium der Überschaubarkeit zu errichten und in familiäre Strukturen zu gliedern etc). Nur die Qualitätskriterien für Heime enthalten vereinzelte Konkretisierungen, wie zB: Alle Zimmer sind pflege- und behindertengerecht mit einer Naßzelle auszustatten; die Heimbewohner müssen das Recht haben, jederzeit besucht zu werden; die freie Arztwahl ist zu gewährleisten.


� Art. 6 Pflegevereinbarung; laut Anlage B der Pflegevereinbarung müssen die Bedarfs- und Entwicklungspläne im wesentlichen enthalten: rechtliche und rechtstatsächliche Bestandsaufnahme; finanzielle, demographische, personelle, sozioökonomische Entwicklung; Vorgabe von sozial- und gesundheitspolitischen Mindeststandards; Feststellung des gesamten Versorgungsdefizits im ambulanten, teilstationären und stationären Bereich; Maßnahmen-Zielkatalog mit Zeitplan.


� Art 7 Pflegevereinbarung; Pfeil (FN � FUSSENDNOTEREF _Ref392385897 \h ��5�) 138 ff.


� Unter Pkt 1.7 werden Altenheime, Pflegeheime und Wohngemeinschaften als Beispiele für Sonderwohnformen angeführt, die von den Ländern anzubieten sind und unter Pkt 2.2 werden die Länder verpflichtet, „Regelungen für die Aufsicht von Alten- und Pflegeheimen“ zu schaffen.


� VfSlg 10292/1984: „Art 15a B-VG ermächtigt nicht zum Abschluß von Bund-Länder-Vereinbarungen, die die Kompetenzverteilung des B-VG ändern; diese Vereinbarungen sollen ... dazu dienen ... , deren Gestaltungsfreiraum derart abzugrenzen, daß Widersprüche zwischen Bundes- und Landesrecht möglichst vermieden werden“; 


� 1069 BglNR 18. GP 136, Allgemeiner Teil, letzter Satz.


� Das ist auch darauf zurückzuführen, daß die über Jahrzehnte gewachsenen Strukturen in der Alten- und Pflegebetreuung stark differieren. Während etwa in Tirol und Vorarlberg schon seit einiger Zeit ein umfassendes Netz ambulanter Dienste (Tirol: Sozialsprengel, Vorarlberg: überwiegend Vereine) besteht und Heime vorwiegend von Gemeinden betrieben werden, ist die flächendeckende ambulante Betreuung im Burgenland und in der Steiermark erst im Aufbau begriffen und Altenwohn- und Pflegeheime werden dort überwiegend von Privaten geführt.


� Dieses Gesetz wurde noch vor dem Kompetenzfeststellungserkenntnis des VfGH und vor Inkrafttreten der Pflegevereinbarung erlassen.


� Bei der Heimhilfe handelt es sich um „Verrichtungen in der Betreuung und Hilfe pflegebedürftiger Personen, die nicht Pflegeberufen (Pflegehelfer und Krankenpflegefachdienst) oder sonstigen Gesundheitsberufen ... vorbehalten sind“ (§ 3 Abs 1 WHHG), wobei diese Tätigkeiten insbesondere „im Bereich der Wohnung des Betreuten, in Wohnheimen, Pflegeheimen, auf einer Pflegestation eines Wohnheims, in Tagesheimen, Tageszentren, Nachbarschaftshilfezentren, Behinderteneinrichtungen oder betreuten Wohngemeinschaften ausgeübt werden“ (§ 3 Abs 5 WHHG). Die Ausbildung zum Altenhelfer bzw Altenfachbetreuer wird darin nicht geregelt. Dieses Berufsbild wird zwar auf der Grundlage der Lehrpläne des BM für Unterricht und kulturelle Angelegenheiten als eigener Berufszweig anerkannt (vgl § 5 des Entwurfs zum Wiener Heimgesetz), eine gesonderte landesrechtliche Regelung vergleichbar mit Oberösterreich, Niederösterreich und der Steiermark wurde aber bisher nicht geschaffen und ist auch nicht geplant. Das Wiener Heimhilfegesetz trat mit 1.9.1997 in Kraft.


� Es kann hier nicht überprüft werden, wieweit die bereits vorliegenden Bedarfs- und Entwicklungspläne den einzelnen Vorgaben der Anlage B der Pflegevereinbarung entsprechen.


� Auf Grund der großteils sehr allgemein gehaltenen Bestimmungen besteht ein beträchtlicher Interpretationsspielraum. Hier werden nur die einigermaßen konkreten Inhalte der Pflegevereinbarung daraufhin überprüft, ob sie von den Ländern umgesetzt wurden.


� Die regional sehr unterschiedlichen Strukturen sollen ausgebaut werden, wobei den Bundesländern offen steht, die Leistungen selber zu erbringen oder von Privaten durchführen zu lassen. „Die öffentliche Hand [hat] jedenfalls dort einzuspringen, wo die erforderlichen Dienste von privaten Anbietern nicht oder nicht vollständig abgedeckt werden“, EB zu Art 4 (FN � FUSSENDNOTEREF _Ref392392071 \h ��26�).


� Hier ist in erster Linie an pflegende Familienangehörige und Bekannte gedacht, die „wegen der Pflege auf eine Erwerbstätigkeit und damit auf eine eigenständige Alterssicherung verzichten müssen“, EB zu Art 7 (FN � FUSSENDNOTEREF _Ref392392071 \h � \* FORMATVERBINDEN �26�). Mit der 50. Novelle zum ASVG (1991) wurde ua auch für Pflegepersonen die Möglichkeit der Selbstversicherung in der Pensionsversicherung geschaffen, wovon aber auf Grund der hohen Beiträge kaum Gebrauch gemacht wird. Der Bestimmung des Art 7 Pflegevereinbarung wird damit nicht vollständig entsprochen, was sich schon daraus ergibt, daß die 50. ASVG-Novelle bereits 1991 beschlossen wurde, man es aber  für notwendig befand, die sozialversicherungsrechtliche Absicherung von Pflegepersonen in der Pflegevereinbarung (1993) festzulegen.


� Gem Art 13 haben Bund und Länder dafür zu sorgen, „daß insbesondere Aus- und Weiterbildungsmöglichkeiten für Betreuungs-, Pflege- und Therapiepersonal sowie für das Personal zur Weiterführung des Haushalts gefördert und sichergestellt werden. Die Ausbildungsmöglichkeiten sollten so gestaltet werden, daß die Durchlässigkeit zwischen den einzelnen Helfergruppen gewährleistet ist. Vor allem soll eine Verbesserung der Arbeitsbedingungen bewirkt werden. Die Vereinbarkeit von Pflegeberuf und Familie sowie die berufliche Wiedereingliederung der genannten Helfer sollen erleichtert und verstärkt werden.“


Als weitere Vorgaben führen die EB zu Art 13 der RV (F � FUSSENDNOTEREF _Ref392392071 \h ��26�) an: „ Die Pflegekräfte ... müssen in ihren psychosozialen Fähigkeiten gestärkt werden ... Eine verstärkte Rotation des Personals zwischen verschiedenen Abteilungen der (teil)stationären Einrichtungen wie auch zwischen dem (teil)stationären und dem ambulanten Bereich ist anzustreben.“


� Gem § 12 Abs 1 Niederösterreichisches Alten-, Familien- und Heimhelfergesetz hat die Landesregierung „gleichwertige Ausbildungen anderer Länder und Staaten“ anzuerkennen oder bei geringerwertigen Ausbildungen eine Ergänzungsausbildung vorzuschreiben. Zu befürchten ist, daß Ausbildungen anderer (Bundes)Länder schon dann als geringerwertig eingestuft werden, wenn nicht alle Unterrichtsfächer im gleichen Ausmaß vorgeschrieben sind.


� Bei der Beschließung des Oberösterreichischen Altenbetreuungs-Ausbildungsgesetzes (vor Inkrafttreten der Pflegevereinbarung zwischen Bund und Ländern) ist man von einer Landeskompetenz nach Art 15a B-VG ausgegangen, einer Ansicht, der auch der Verfassungsdienst des Bundeskanzleramtes gefolgt ist; 130 Blg zum kurzschriftlichen Bericht des Oberösterreichischen LT, 24. GP (1992). Zur Forderung nach einheitlichen Ausbildungsrichtlinien Ärztewoche 30.4.1997, 12 und Ganner/Barta, Betreuung und Wohnen im Alter, JRP 2/97, 87.


� Nicht näher erörtert wird hier, ob die getroffenen Regelungen die jeweilige Vorgabe in allen Details zufriedenstellend regeln, weil beispielsweise bereits die Interpretation der Bestimmung „Fachlich qualifiziertes und Hilfspersonal ist in ausreichender Anzahl sicherzustellen“ zu einer mehrseitigen Abhandlung führen würde.


� In den Bundesländern Salzburg und Wien ist ein Heimgesetz in Planung, womit diese Bestimmungen der Pflegevereinbarung demnächst erfüllt werden dürften.


� Die Sbg Verordnung (FN � FUSSENDNOTEREF _Ref390066489 \h ��6�) behandelt den Heimvertrag nicht näher, sondern gibt nur vor, daß die Hausordnung die rechtlichen Beziehungen zwischen Heimbewohnern und Rechtsträger regelt, wobei die Gleichberechtigung zwischen diesen zum Ausdruck kommen soll; § 37.


� Das Steirische Pflegeheimgesetz und das Burgenländische Altenwohn- und Pflegeheimgesetz verpflichten die Heimträger, bedeutende Vertragsinhalte in ihr Heimstatut aufzunehmen (Angaben über Heimträger und dessen vertretungsbefugte Organe sowie über gebotene Leistungen, Fälligkeit der Zahlung etc), das bei entsprechender Einsichtmöglichkeit durch die Heimbewohner in Form Allgemeiner Geschäftsbedingungen Vertragsinhalt wird.


� Darunter fallen die Bestimmungen in § 3 Abs 1 und 2 Stmk PflegeheimG, in § 6 Abs 1 und 2 lit a, b, d, f, g, i, k und n Kä HeimG, in § 3 Abs 3 Bgld Altenwohn- und PflegeheimG und in § 21 Abs 1 und 2 Z 1, 2, 5, 9 (nur bezüglich der Fälligkeit des Heimentgelts) und 11 Oö Alten- und PflegeheimVO; zB hat der Heimvertrag zu enthalten: Angaben über den Heimträger, über eine Vergütung im Abwesenheitsfall, eine Regelung der Tierhaltung, eine Vereinbarung eines Gerichtsstandes etc; vgl Pfeil, Rechts- und Regelungsprobleme bei der Erlassung von (Landes-) “Heimgesetzen“ in: Querela iuris, Gedächtnisschrift für Eduard Rabofsky (1996) 235 (249); auch er gelangt hinsichtlich der genannten Bestimmungen zu dem Ergebnis, daß es sich nicht um „inhaltliche Eingriffe in die Rechtsbeziehung“ und somit auch nicht um zivilrechtliche Regelungen handelt.


� VfSlg 9580 = MietSlg XXXIV/1 [1982]: Zivilrecht ist aber auch „die Frage, ob eine privatrechtliche Stellung dem einen oder dem anderen zusteht“. Diese Formulierung des VfGH ist mE so zu verstehen, daß die Einräumung und Änderung privatrechtlicher Positionen eine Angelegenheit des Zivilrechts ist. Wird aber, wie hier, in landesrechtlichen Bestimmungen vorgeschrieben, daß schriftliche Verträge abzuschließen sind, handelt es sich dabei noch nicht um die Einräumung und Änderung einer privatrechtlichen Stellung. Auch ohne konkrete landesrechtliche Regelungen, die einen schriftlichen Vertragsabschluß vorschreiben, kommt ein zivilrechtlicher Vertrag (allenfalls mündlich oder konkludent) zustande. Inhalt dieser landesrechtlichen Bestimmungen sind also Formvorschriften, die im Sinne der Subjektionstheorie (Über- und Unterordnung) dem Heimträger Verpflichtungen auferlegen, die dem Interesse der Allgemeinheit (Interessentheorie) dienen sollen. Ebenso verhält es sich mit den Bestimmungen, die zB die Regelung der Vergütung im Abwesenheitsfall, der Tierhaltung oder die Vereinbarung eines Gerichtsstandes vorschreiben. Man kommt auch ohne explizite vertragliche Regelung (durch Vertragsauslegung und einschlägige Normen) zu einem bestimmten Ergebnis. Die Verpflichtung, über die angeführten Punkte im Heimvertrag Vereinbarungen zu treffen, führt daher noch zu keiner Einräumung oder Änderung der privatrechtlichen Stellung eines Vertragspartners, weil keinerlei inhaltliche Vorgaben statuiert werden. Es kann beispielsweise (was idR auch der Fall sein wird) vertraglich die Zuständigkeit eines Gerichts vereinbart werden, das auch ohne vertragliche Regelung über Rechtsstreitigkeiten aus diesem Vertrag zu entscheiden hätte.


� Thienel, Bundesvergaberecht und Zivilrechtswesen, ÖJZ 1993, 609 (617 f); vgl dazu auch (kritisch in Bezug auf den strukturellen Zivilrechtsbegriff) Pernthaler, Zivilrechtswesen und Landeskompetenzen (1987) 33 ff; Moritz, Zur kompetenzrechtlichen Bedeutung des Art 15 Abs 9 B-VG, JBl 1989, 72.


� Alle vier Landesregelungen schreiben vor, daß der Heimbewohner den Vertrag ohne Angabe von Gründen unter Einhaltung einer 10 bis 30 tägigen Kündigungsfrist und der Heimträger den Vertrag nur aus wichtigen Gründen kündigen kann (zB Verschlechterung des Gesundheitszustandes des Bewohners, sodaß fachgerechte Pflege im Heim nicht mehr möglich ist; nicht krankheitsbedingtes gemeinschaftswidriges Verhalten des Bewohners, das für Mitbewohner nicht mehr vertretbar ist etc); § 3 Abs 6 – 8 Stmk PflegeheimG; § 6 Abs 2 lit d Kä HeimG; § 3 Abs 7 Bgld  Altenwohn- und PflegeheimG; § 21 Abs 2 Z 4 Oö Alten- und Pflegeheimverordnung. 


� § 3 Abs 2 Stmk PflegeheimG; § 6 Abs 3 Kä HeimG; § 3 Abs 4 Bgld Altenwohn- und PflegeheimG; § 19 Abs 1 Oö Alten- und PflegeheimVO; beispielsweise seien angeführt: Recht des Bewohners auf: Einsichtnahme in die Pflegedokumentation, freie Arztwahl, persönliche Kleidung etc.


� Ohne Anspruch auf Vollständigkeit sind zu nennen: Kä HeimG: verpflichtender Vertragsinhalt gem § 6 Abs 2 ist die Bekanntgabe von beabsichtigten Tariferhöhungen mindestens vier Wochen vor dem Zeitpunkt, an dem sie wirksam werden (lit h), die Errichtung eines Übergabeprotokolls (lit j), umfassende inhaltliche Vorgaben bei Einhebung einer allfälligen Kaution (lit l) sowie ein Geschenkannahmeverbot (lit m); Oö Alten- und PflegeheimVO: § 21 Abs 2 Z 6 – 10 (mit Ausnahme von Z 9 Satz 1); § 3 Abs 4 Stmk PflegeheimG und § 3 Abs 5 Bgld Altenwohn- und PflegeheimG: Verzichtserklärungen von Heimbewohnern betreffend ihre Rechte sind ungültig.


� § 3 Abs 3 Stmk PflegeheimG, § 3 Abs 4 Bgld Altenwohn- und PflegeheimG und § 19 Abs 1 Oö Alten- und PflegeheimVO.


� § 6 Abs 3 Kä HeimG.


� Die Bestimmungen sind jeweils mit dem Titel „Leistungen des Heimträgers und (die) wesentliche(n) Vertragsbedingungen (Heimstatut)“ überschrieben, wobei die steirische Regelung zusätzlich als Abschnittsüberschrift die Bezeichnung „Rechtsbeziehungen zwischen Heimbewohner und Heimträger“ führt.


� Der IV. Abschnitt der Oö Alten- und PflegeheimVO ist zwar mit „Bewohnerrechte“ überschrieben, genannt werden aber ausschließlich das Recht auf jederzeitige Besuche (§ 19 Abs 1) sowie auf die Wahl von Bewohnervertretern (§ 22). Auch hier handelt es sich wohl um zivilrechtliche Bestimmungen, auch wenn das Indiz der Gesetzessystematik nicht so klar zum tragen kommt wie bei den Regelungen der anderen Bundesländer.


� Dabei ist allerdings die Problematik der Anspruchsdurchsetzung im streitigen Verfahren für alte und pflegebedürftige Menschen zu berücksichtigen; s dazu Ganner/Barta (FN � FUSSENDNOTEREF _Ref392560099 \h ��36�) 94.


� VfSlg 2658; 2934; 8458; ÖJZ 1982, 80 (VfGH 9.12. 1980, G 18/79); das Kriterium der Erforderlichkeit wird vom VfGH sehr restriktiv interpretiert.


� VfSlg 8.989; 9.906; 10.097; VfGH 9.12. 1982, G 47/81 = MietSlg XXXIV/1; OGH 26.1. 1989, 8 Ob 623/88 (ÖJZ 1989/111) ua; Pernthaler faßt die Judikatur zum Erfordernis des rechtstechnischen Zusammenhangs in drei Bedingungen (FN � FUSSENDNOTEREF _Ref392402128 \h ��43�) 63 f: (1) Das Vorliegen einer kompetenzmäßigen landesgesetzlichen Hauptregelung, an welche die Ergänzungsregelung anknüpfen kann. (2) Die zivilrechtliche Regelung muß eine unselbständige Ergänzungsregelung zur landesgesetzlichen Hauptregelung sein, die selbständig gar nicht vollziehbar ist. (3) Die zivilrechtliche Ergänzungsregelung macht die landesgesetzliche Hauptregelung erst zu einer inhaltlich vollständigen, praktisch handhabbaren Rechtsnorm.


� VfSlg 13.322/1992.


� Anderer Ansicht Pfeil (FN � FUSSENDNOTEREF _Ref392385897 \h ��5�).


� Vgl zB OGH in RZ 1982/53; Koziol/Welser I10, 283 f;  Gschnitzer Schuldrecht Allgmeiner Teil2, 25 ff;  Würth in Rummel2 § 1118 RZ 1 ff.


� BGH, 22.3.1989, NJW 1989, 1673: „Die Klausel in einem Altenheimvertrag, ein wichtiger Grund zur Kündigung liege vor, wenn der Bewohner bzw der kostenerstattungspflichtige Dritte mit der Zahlung des Leistungsentgeltes für mehr als zwei Monate im Rückstand sei, benachteiligt den Heimbewohner unangemessen und ist deshalb unwirksam“. Vgl dazu aber die Bestimmungen in § 6 Abs 2 lit c Z 4 Kä HeimG, § 7 Abs 2 Stmk PflegeheimG, § 7 Abs 2 lit c Bgld Altenwohn- und PflegeheimG und § 4 Abs 3 Z 2 Entwurf zum Ti HeimG, wonach bei Zahlungsverzug – von ein bis zwei Monaten – sehr wohl eine außerordentliche Kündigung begründet ist; österreichische Rspr liegt dazu nicht vor.


� Ebenso OLG Köln, 20.6.1979, NJW 1980, 1395 ff; im Ergebnis ebenso Thaler, Alters- und Pflegeheimverträge sowie Heimordnungen in Tirol (Dissertation, Innsbruck, 1991) 177 f.


� In den meisten Bundesländern wird die Sinnhaftigkeit einer Rechtsvereinheitlichung in diesem Bereich nicht bestritten. Befürchtet wird allerdings, daß bei einer Bundesregelung den Ländern Bestimmungen aufoktroyiert werden, die ihre ländliche Struktur nicht berücksichtigen.


� Die Notwendigkeit der Einigung von Bund und Ländern erschwert sicherlich in vielen Bereichen das Festlegen genauer inhaltlicher Bestimmungen. Der Sachzwang und die prinzipiell vorhandene Einsicht in den Bundesländern sollten jedoch ein akzeptables Ergebnis ermöglichen.


� Vgl Ganner/Barta, Betreuung und Wohnen im Alter, JRP 2/97, 93: Der Heimvertrag, der den privatrechtlichen Kern des Verhältnisses zwischen Heimträger und Heimbewohnern darstellt, sollte zusätzlich von öffentlichrechtlichen Bestimmungen ergänzt werden, um einen umfassenden Schutz der Bewohner gewährleisten zu können.


� Wie deutlich die Verbesserung ausgefallen ist, hängt vom jeweiligen Bundesland ab. In der Steiermark wurden beispielsweise noch Anfang der 90er Jahre für ein Altersheim (Umwidmung von Gasthaus in Heim) nur die Gastgewerbekonzession und für ca 25 Pfleglinge eine Betreuungsperson (Hilfskraft) vorgeschrieben, während nunmehr eine Bewilligung der Landesregierung, die bauliche und pflegerische (vgl Personalschlüsselverordnung) Mindeststandards voraussetzt, notwendig ist.
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